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Die Geldgeber der dentscben Gemeinden
Bon kommunaler Seite wird uns geschrieben :
Die Gesamtschuld von 5,77 Milliarden ist den Gemeinden

seit der letzten , vorläufig abschliessenden Veröffentlichung des
Statistischen Reichsamtes tadelnd vorgehalten worden . Sachlich
war dieses Borgehen , das auf näheres Studium der Teilzah -
len verzichtet , leider nicht . Die Mitteilungen des Deutschen
Städtetages versuchen deshalb , die spröde Materie etwa ? zu -
gänglicher zu machen .

Zunächst muß man wissen , daß der für den 31. März 1928
bei sämtlichen Gemeinden und Gemeindeverbänden ermittelte
Schuldenstand von 3774,4 Millionen Reichsmark sämtlich «
kommunalen Verpflichtungen umfaßt , sowohl die Altverschul -
dung und die Festwert - und Valutaschulden wie die Reu -
Verschuldung . Diese , daß heißt die seit der Währungsstabi¬
lisierung auf den inländischen und ausländischen Kapital -
und Geldmärkten aufgenommenen Beträge , macht mit 4636,5
Millionen Reichsmark ungefähr vier Fünftel des Gesamt -
betrages aus . Daran sind die kommunalen Auslandsanleihen
mit 541,5 Millionen Reichsmark gleich 11,7 v . H . beteiligt .
Während es sich bei den Auslandschulden fast ausschließlich
um langfristige Kredite handelt (94,5 v . H. mit mehr als zehn-
jähriger Laufzeit ) , ist die inländische Neuverschuldung nur zu
etwa drei Fünfteln (2570,4 Millionen Reichsmark ) als lang -
fristig anzusehen .

In dem Bordringen des Anteils der mittel - und kurzfrifti -
gen Schulden ist eine der einschneidendsten Wandlungen in
der Struktur des kommunalen Kredits zu sehen . Auch in der
Schuldform zeigen sich zwischen ausländischer und in -
ländischer Neuverschuldung wesentliche Unterschiede . Da nur
eine Anzahl von Großstädten und einige Kreise und Provin -
zen mit Jnhaberpapteren an den Jnlandmarkt zu treten ver -
mochten , ist der Anteil der Jnhaberschuldverschreibungen an
der langfristigen Jnlandneuverschuldung verhältnismäßig ge-
ring . Der bei weitem größte Teil ist den Gemeinden aus so-
genannten Tilgungsdarlehcn zugeflossen (1739,4 Mill . Reichs -
mark gleich 67,6 v . H .>, die alle durch Annuitäten zu tilgende
Kredite mit mehr als 16jähriger Laufzeit umfassen . Einge -
schlössen sind hierin auch die Anteile an kommunalen Sam¬
melanleihen , die sogenannten Kommunaldarlehen der Boden -
Kreditinstitute und die Kredite von eigenen Sparkassen .

Der Rest der langfristigen Jnlandneuverschuldung entfällt
auf Hypotheken und sonstige Grundstücksbelastungen 449,9
Mill . Reichsmark (gleich 17,6 v . H . ) , die innerhalb des kom-
munalen Kredits eine Sonderstellung einnehmen , da nur ein
Teil , die sogenannten Finanzierungshypotheken , wirklichen
Kapitalzuflutz erbracht haben . Die mittel - und kurzfristige
Jnlandverschuldung in Höhe von 1524,6 Millionen Reichs¬
mark umschließt eine Reihe vielfältiger Formen von Schulden
mit Laufzeiten , die von 3 Monaten bis zu 16 Jahren gehen .
Aus dem Gesamtbetrag haben sich als einheitliche und ein -
deutige Gruppen die Schatzanweisungen mit 13 Mill . Reichs -
mark , die Wechselschulden mit 161 Millionen Reichsmark und
die Kontokorrentkredite mit 316 Millionen Reichsmark her -
aus . Davon sind nach ausdrücklicher Angabe der Gemeinden
IIS Mill . Reichsmark als sogenannte Kassenkredite im finanz -
technischen Sinne anzusehen . Bei dem übrigen Teil der mit -
tel - und kurzfristigen Schulden (71 v , H . ) handelt es sich um
eine große Zahl von Einzelbeträgen , die die Form von Dar -
lehen gegen Schuldschein haben/deren Laufzeit jedoch nicht
eindeutig bestimmbar ist. Im wesentlichen sind die hieraus

!
gewonnenen Mittel , wie die langfristigen Anleihen für Jnve -
tierungen aufgewendet worden .

Eine Gliederung der kommunalen Reuverschuldung nach
der Herkunft der Kreditmittel oder nach dem Gläubiger ( nur
für die Städte über 16 066 Einwohner , Gesamtbetrag 3415,3
Mill . Reichsmark ohne Hypotheken ) ist besonders aufschluß -
reich . Dabei zeigt sich, in wie starkem Maße der Kommunal -
kredit durch jene Kreditinstitute gestützt wird , die dem Ein -
fluß der Selbstverwaltungskörper selbst unterstehen . Mehr
als ein Drittel der kommunalen Neuverschuldung wird allein
an kommunale Bankinstitute (Girozentrale und Landesban -
ken ) geschuldet. Nimmt man die von den örtlichen Kreditein -
richtungen der Kommunen , wie Sparkassen , Girokaffen , Stadt -
danken usw . gewährten Beträge hinzu , so ergibt sich, daß ins -
gesamt 1554,3 Mill . Reichsmark gewissermaßen im Wege der
„Selbstversorgung " aufgebracht wurden . Als sonstige ösfent -
liche Geldgeber sind mit einem immerhin namhaften Betrage
die Träger der Sozialversicherung zu nennen (239,9 Mill .
Reichsmark ) . Zu der Summe von 835,8 Million ««» Reichsmark ,
die den Gemeinden von rein privaten Gläubigern darlehns -
weise zur Verfügung gestellt worden ist, haben beigetragen
die Hhpothekenaktienbanken 319,1 Millionen Reichsmark , son¬
stige Banken 354,9 Millionen Reichsmark , Versicherungsge¬
sellschaften 36,4 Millionen Reichsmark .

Bemerkenswert sind weiterhin die Zinsbedingungen , zu
denen die gemeindlichen Schulden hereingenommen sind . Zwi -
schen dem Durchschnittsatz der Auslandschulden (6,772 Proz .)
und ' dem der inländischen Neuverschuldung (7,686 Proz .) be-
steht eine Spanne von nahezu 1 Proz . Die Untersuchung des
Statistischen Reichsamtes über die Höhe der gesamten Zins -
last führt zu dem Ergebnis , daß sich für das Jahr der Er -
Hebung die gesamten kommunalen Zinsaufwendungen für alle
Schuldarten einschließlich der Altverschuldung auf rund 466
Millionen Reichsmark stellen . R . K . .

Rati »n»ls»zialistische « ersammlungsstörung in München .
Eine von der Bayerischen Volkspartei einberufene Wahlver -
fammlung in München wurde durch Nationalsozialisten ge -
sprengt , so daß es zu Tätlichkeiten kam und die Polizei die
Ruhestörer entfernen mifßte .

Letzte Nachrichten
•Räumung und Internationale Vank

Die 2. Haager Konferenz 7. Dezember
WTv . Paris , 13. « ,v . (Tel .) Wie „Matm " erfahrt ,

soll dir 2. H aager Konferenz vorläufig auf den 7 . De -
zember festgesetzt worden sein und der Zeitpunkt der
Rheinlandräumung zu Schwierigkeiten keinen Anlaß
geben . DaS Blatt schreibt , möglicherweise trete noch eine
Änderung ei», die aber auf jeden Fall nur geringfügig sein
könne.

Was die Räumung betreffe, s» habe der Meinungsaus -
tausch zwischen dem deutschen Botschafter » . H ö s ch und dem
Außenminister Briand bewiesen, daß der Zeitpunkt der
Räumung zu Meinungsverschiedenheiten nicht führen könne.
Die ersten sechs Monate des nächsten Jahres würden
nach Ansicht der französischen Behörden für die Rücknahme
der französischen Truppen aus der dritten Zone reichlich
genügen . Die einzige technische Schwierigkeit bestehe darin ,
daß dir Frist von dem Tage an zu laufen beginnen müsse, an
dem die deutsche Schuld kommerzialisiert sei, d. h ., an
dem die internationale Bank auf Grund der Über»
gäbe irgendwelcher Wertpapiere Gläubigerin Deutsch-
lands geworden sei.

Der Räumungsplan sttr die Zweite Zone
• In Koblenz wurde am Dienstag von den französischen Be -
satzungsbehörden die frühere Garnisonkirche , die Carmeliter -
kirche, der Reichsvermögensverwaltung übergeben , ferner das
frühere Proviantamt des VIII . Armeekorps , einige Befefti -
gungsanlagen und das frühere Bezirkskommando sowie die
letzten Räumlichkeiten des preußischen Regierungsgebäudes .
Am 26 . November rücken die Gendarmeriestationen aus Dietz ,
Montabaur , Oberlahnstein und Bad Ems ; am 21 . November
aus Neuwied , Ahrweiler und Andernach; am 22 . November
aus Cochem und Mayen : am 23. November aus Boppard .
Am 2« . November wird die Koblenzer Zone geräumt sein .

Der neue Reichswirtschaftsminister
Der neue Reichswirtschastsminister , der Volksparteiler

Dr. Moldenhauer , der am Dienstag sein Amt antrat , erklärte
einem Vertreter der .Königsb . Allgem . Ztg . " u . a . :

Das Reichswirtschaftsministerium hat die vornehme Auf -
gäbe , die Wirtschaft zu fördern , vor Störungen zu schützen
und ihre Lasten zu erleichtern . Förderung der Wirtschaft heißt
aber unter den gegebenen Verhältnissen auch Förderung der -
jenigen Ausfuhr , auf die Deutschland angewiesen ist. För »
derung der Wirtschaft und des Absatzes heißt aber auch Er -
Haltung und Stärkung des inneren Marktes , in erster Linie
die Stärkung und Gesundung unserer notleidenden Landwirt -
schast. Alle Maßnahmen , die mit durchgreifender Wirksamkeit
auf diesem Gebiete ergriffen werden können und nicht andere
wirtschaftliche Interessen gefährden , werden von mir mit aller
Energie unterstützt werden .

Die Arbeitslosigkeit in der zweiten Ottoberhntste
Die alljährlich im Herbst einsetzende Belastung des Arbeits -

Marktes hat in der zweiten Oktoberhälfte begonnen , sich deut -
licher auszuprägen . Die Zahl der Hanptunterstützungsempfän -
ger in der Arbeitslosenversicherung ist von 784 666 auf 889 666 ,
also rund um 13Y* Proz ., gestiegen. An der Zunahme sind
diesmal auch die Frauen — und zwar mit rund 12 666 —
beteiligt , während die männlichen Unterstützten um rund
94 666 zugenommen haben . Die Gesamtzahl der Unterstützten
in der Arbeitslosenversicherung liegt zur Zeit um mehr als
266 666 Personen höher , als znr entsprechenden Zeit des Bor -
jahres .

Die Zahl der Hauptunterstützungsempfänger in der Krisen -
Unterstützung ist in der zweiten Oktoberhälfte von 165 666
auf 172 666 , also um rund 7666 oi>er 4 Proz ., angestiegen .

Roch keine Verständigung über die Agrarzölle
Beim Reichsernährungsminister Dietrich fanden am Diens -

tag interfraktionelle Besprechungen der Regierungsparteien
über die Agrarzölle statt , die jedoch , dem „B . T .

" zufolge , zu
keiner Verständigung geführt haben und daher in einigen
Tagen wiederholt werden müssen . Sozialdemokraten und De -
mokraten haben sich entschieden gegen die geplante Erhöhung
des Futtergerstenzolles ausgesprochen Ob es gelingen wird ,die Regierungsparteien zu einigen oder den opponierenden
Teil wenigstens dazu zu bewegen , daß er aus der Genehmi -
gung der sich ergebenden Zollerhöhung mit einer anderen
Mehrheit keine Konsequenzen zieht , müssen die weiteren Ver -
Handlungen ergeben .

Die Standesherrenrenten . Die Besprechung über die Stan -
desherrenrenten hat , wie das „Berl . Tagebl .

" berichtet , noch
zu seiner vollen Einigung zwischen den Regierungsparteien
geführt . Die Bayerische Volkspartei will Papiermarkrenten
auf 8 Proz . aufwerten und auch die sogenannten unsittlichen
Renten in die Aufwertung einbeziehen . Die Deutsche Volks -
Partei will die Papiermarkrenten aus 5 Proz . aufwerten , wäh -
rend die Sozialdemokraten gegen jede Aufwertung sind . Man
nimmt an , daß das Ergebnis eine Aufwertung auf 5 Proz .bei vollständiger Ausschaltung der unsittlichen Renten seinwir ».

* Der Näumungstermin
Die französische Regierung muß — das wird jeder ver-

nünftige Politiker in Deutschland verstehen — Rücksicht
nehmen auf jene nationalistischen Elemente , die der gan -
zen Verständigungspolitik teils mit Ablehnung begegnen ,
teils nur mit Zögern oder Mißtrauen zu folgen ver-
möge » . Denn diese Strömungen bestimmen bis zu einein
gewissen Grade das Verhalten der Rechtsparteien in der
Kammer . Und da das Kabinett sich auf den größten
Teil dieser Rechtsparteien stützt , kann es schon aus Grün -
den des parlamentarischen Systems solche Anschauungen
und Gefühle nicht gut ignorieren .

Wenn man dieses alles bedenkt, muß man sich eigentlich
wundern , daß Briand und Tardieu am letzten Samstag
in der Kammer ein so offenes und rückhaltloses Bekennt¬
nis zur Verständigungspolitik , das heißt praktisch zum
Noungplan , abgelegt haben . Und weiter muß man sich
wundern , daß trotzdem eine ansehnliche Mehrheit der
Kammer dieser Politik der Verständigungspolitik ein
Vertrauensvotum ausstellte . Es ist schon so, wie wir am
Samstagabend berichteten , daß diese ebenso verwunder -
liche wie für die Aufrechterhaltung des Friedens erfreu -
liche Tatsache der Abstimmung als ein Sieg außenpoli »
tischer Vernunft zu betrachten ist.

Nun sind allerdings gewisse Stellen ans der Rede Tar -
diens mißverstanden und in einer Weise interpretiert
worden , daß sie den guten Eindruck leicht hätten ver -
wischen können . Es ist durchaus möglich, daß Tardieu in
dem Bestreben , der nationalistischen Rechten entgegenzu -
kommen , einen Satz formuliert hat , der mißverstanden
werden konnte . Es ist das jener Satz , in welchem angeb -
lich von einer Lauffrist von acht Monaten gesprochen wird,
in welchem also angeblich die Behauptung aufgestellt wird,
die Räumung könne sich überhaupt erst im Laus von acht
Monaten vollziehen , und diese Frist von acht Monaten
beginne erst dann zu laufen , wenn die bekannten Bedin -
gungen (Rationalisierung des Uoungplanes und Über-
gäbe der in Frage kommenden Titel und Bonds ) erfüllt
seien .

Wir betonen bei dieser Gelegenheit nochmals , daß dies«
Bedingungen rein formale Bedeutung haben und eine
Selbstverständlichkeit darstellen , und daß auch Frankreich
anerkannt hat , die eigentliche Mobilisierung der Schuld
werde und könne nur Sache der Internationalen Repara -
tionsbank selbst sein.

Man konnte es voraussehen , daß jener angeblich von
Tardieu gesprochene Satz Bedenken hervorrufen mußte .
Und richtig ist ja , daß selbst heute noch in französischen
Rechtskreisen eine Auffassung herrscht, die dem Wortlaut
dieses Satzes entsprechen würde . Rechtlich begründet ist
sie nicht . In dem berühmten Schriftstück, welches die
Räumungsfrage klärt , heißt es ausdrücklich, daß unter
allen Umständen bis 30 . Juni 1330 geräumt werden muß,
wenn die eben erwähnten Bedingungen inzwischen erfüllt
seien .

Doch wollen wir diesen ganzen Streit nicht gar zu
ernst nehmen . Denn Tardieu selbst hat sich nach seiner
Rede berichtigt und eine Interpretation gegeben, die uns
zufriedenstellen kann . Er hat nach dem amtlichen Steno -
gramm gesagt :

„Die Räumung der dritten Zone durch die französische»
Truppen wird unmittelbar nach Ratifizierung des Aoung -
ilanes durch das deutsche und das französische Parlament und' einer Ingangsetzung beginnen . Sie wird ohne Unterbrechung ,
o schnell , wie es die physischen Bedingungen zulassen , fortge¬
führt und in jedem Fall spätestens innerhalb eines Zeitab -
.chnitts von acht Monaten vollendet , der nicht später als Ende
Juni 1930 abläuft . Um die belgischen, britischen und fran -

Mischen Truppen zur Durchführung der Räumung innerhalb
der obengenannten Fristen instand zu setzen , ist es notwen -
big , daß die Reichsregierung die in den erwähnten angefügten
Noten festgestellten Maßnahmen trifft .

"

Zu allem Überfluß hat dieser Tage der Außenminister
Briand den ? deutschen Botschafter in Paris bestätigt, daß
diese Sätze die Auffassung Tardieus klar wiedergeben !
Nun muß man natürlich auch diese Dinge mit gesundem
Menschenverstand betrachten . Gesetzt den Fall , es würd «
durcb den Volkseutscheid und sein Ergebnis eine Situa¬
tion geschaffen, welche die glatte Ratifizierung zunächst
in Frage stellt , und es würde die Ratifizierung faktisch
erst im April oder Mai nächsten Jahres erfolgen , dann
wäre es unbillig , von Frankreich zu verlangen , daß es die
gesamt : Räumung der dritten Zone im Verlauf von ein
paar Wochen vollzieht . Voraussetzung ist doch bei beiden
Beteiligten , daß jene Bedingungen so rechtzeitig erfüllt
werden , daß die Räumung technisch bis zum 30. Juni
durchgeführt werden kann.



Von französischer Seite ist inzwischen erklärt worden ,
daß acht Monate für die technische Bewältigung der Räu -
mung eine mehr als ausreichende Frist seien, daß auch
sechs Monate bequem genügen würden . Wenn also die
Ratifizierung und die formale Ingangsetzung des Aoung -
planes in finanztechnischer Hinsicht bis Ende dieses Iah -
res erfolgt sind , dann würde die Räumung in den sechs
Monaten bis 30 . Juni 1930 glatt vollzogen werden kön-
nen .

Die Hoffnung , daß bis Ende dieses Jahres ratifiziert
und in Gang gesetzt ist, erscheint wohl begründet . Der
Volksentscheid ist für die erste Hälfte des Dezember in
Aussicht genommen , sein Resultat kann nicht zweifelhaft
sein . Und die abschließende Reparationskonferenz im
Haag soll, gleichfalls in den ersten beiden Wochen des De -
zember stattfinden . Die Internationale Bank ist ja be -
reits gegründet ; sie wird ihren Sitz in Basel haben .

Wenn nicht ganz unvorhergesehene Schwierigkeiten auf -
tauchen , werden sich die jetzt im Vordergrund stehenden
Fragen , so weit sie sich aus dem Noungplan und den Be -
schlüfsen der Haager Konferenz ergeben , in absehbarer
Zeit erledigen lasse« . Auch personell ist die beste Garantie
dafür geboten : Briand ist nach wie vor Außenminister in
Frankreich , und bei uns in Deutschland ist an Strese -
manns Stelle als Außenminister ein Mann getreten ,
Dr . Curtius , der die Verständigungspolitik mit Überzeu »
gungstreue , Umsicht und Geschick fortsetzen wird .

Die neue Beamtenbantgrnnvung
Aus Anlaß der von der Dresdener Bant geplanten Grün -

dung einer neuen Beamtenbank hielt der Deutsche Beamten -
bund am Dienstag in Berlin eine Vorstandssitzung ab, in der
die Vertreter der größten Organisationen zu dem Plan Stel¬
lung nahmen . Bei den Beratungen kam das Befremden der
Verbände darüber zum Ausdruck , daß die Beamtenschaft hier
ohne die Möglichkeit , selbst Einfluß zu nehmen , offenbar vor
ein « vollendete Tatsache gestellt werden solle . Man betonte
demgegenüber stark , daß die Organisationen keinerlei Veran -
lassung hätten , in dem bisherigen Vertrauensverhältnis zu
ihrem eigenen Bankinstitut , der Deutschen Beamten -Zentral -
dank AG ., eine Änderung eintreten zu lassen . Es herrschte
Übereinstimmung darüber , daß man an die durch die Dres -
dener Bank aufgeworfenen Fragen erst herantreten könne,
wenn durch offizielle Verhandlungen Mischen Dresdener Bank
und Deutscher Beamten - Zentralbank der Boden dafür geebnet
fei .

♦
Die „Frankf . Ztg . " meldet dazu aus Berlin : Die Gründung

der Spar » und Kreditanstalt für deutsche Beamte und An -
gestellte AG ." steht nicht im Zusammenhang mit den Bestre -
bungen auf Schaffung einer Zentralstelle für die deutschen
Beamtenbanken , fondern sie bezweckt lediglich die Schaffung
einer Berliner lokalen Institution für die Fortführung des
durch die Bankzusammenbrüche gestörten Gehaltsüberweifungs -
Verkehrs. Das Kapital von 1 Mill . Reichsmark wird voll von
der Dresdner Bank übernommen . Wieweit später Beamten -
verbände sich beteiligen , bleibt abzuwarten . Gleichzeitig mit
der Gründung übernimmt der Leiter der Genossenschaftsabtei -
lung der Dresdner Bank die Trruhiinderschaft für die geschei-
terte Bank für Deutsche Beamte e . G . m . b. H . Die ganze
Gründung ist ein Verlegenheitsprodukt , entstanden aus der
Notwendigkeit , den Gehaltsüberweisungsverkehr fortzusetzen .
Auch bei der Dresdner Bank verschließt man sich nicht der
Einsicht , daß eS besser gewesen wäre , zwecks Vermeidung neuer
Zersplitterung die von der neuen Bank zu übernehmenden
Aufgaben im Rahmen einer vmorganifation des gesamten Be -
amtenbankwesens zu lösen .

Di » gefährliche Primadonna . Der Primadonna des litaui »

schen Staatstheaters in Kowno, Krumyte . die vor kurzem we-

aen Gefährdung der öffentlichen Ordnung und wegen ihrer
Stellungnahme zugunsten Woldemaras für drei Monate in
den Kreis Rokischki verbannt wurde , ist nun gestattet wor -
den . nach der litauischen Hauptstadt zurückzukehren .

Thomas Mann Nobelpreisträger . Der LiteraturnobelpreiS
ist, wie aus Stockholm gemeldet wird , dem deutschen Schrift -

steller Thomas Mann zuerkannt worden . Nach einer Meldung
des „B . T .

" aus München erklärte Thomas Mann u . a ., er
sei von dieser großen Ehre , der weithin sichtbaren Ehrung ,
die in der heutigen Welt der/literarischen Leistung zuteil
werden könne , tief gerührt . Es Hreue ihn besonders , daß diese
Ehrung gerade vom Norden zu ihm komme , da ihn mit der
skandinavischen Sphäre der Literatur immer schon starke see.
tische Bindungen verknüpft hätten . Ein Schatten liege in -
sofern über seiner Freude , als derjenige deutsche Dichter , der ,
wie er glaubt , eine sehr große und berechtigte Anwartschaft
auf den Nobelpreis gehabt habe , Arno Holz , gerade vor der
Verleihung des Preises habe sterben müssen . Wie groß die
Aussichten Arno Holz ' gewesen seien , wisse er nicht, wohl aber
sühle er sich verpflichtet , als erster Trauer darüber zu emp -
finden , daß er nun gleichsam an seine Stelle habe nachrücken
müssen .

Verteilung des Chemienobelpreises 1923 . Die Akademie der
Wissenschaften in Stockholm hat beschlossen, den Robelpreis
für Chemie für das Jahr 1929 zu gleichen Teilen zwischen
dem deutschen Professor an der Stockholmer Universität , Hans
von Euler - Chelpin und dem Londoner Universitätsprofessor
Arthur Horden zu verteilen , und zwar für ihre Untersuchun -
gen über die Gärung der Zuckerarten und die dabei wirksamen
^ nzvme .

Den Physiknobelpreis 1928 erhielt der Professor Owen
W . Richards »» , London , für seine Arbeit über das Termjon -
Phänomen und besonders für das nach ihm benannte Gesetz ;
den Physiknobelpreis 1929 der Herzog Louis Victor de Broglie
in Paris für seine Entdeckung der Wellennatur der Elektronen .

Verband der Deutschen Bolksbühnrnvereine
Der Bezirk Baden , Pfalz und Saargebiet des Verbandes der

Deutschen Volksbühnenvereine hält am 17. November in
Rastatt seinen 6 . ordentlichen Bezirkstag ab . Auf der Tages ,
ordnung stehen zwei Referate : „Das Wefen der Volksbühnen -
arbeit "

, über das der Geschäftsführer des Verbandes , Albert
Brodbeck (Berlin ) sprechen wird , und „Probleme des Zeitthea ,
ters "

. Für diesen Vortrag ist Intendant Hans Meißner vom
Frankfurter Künstlertheater gewonnen worden . Den Arbeits -
bericht wird der Bezirksgeschäftsführer A . Krämer (Karlsruhe )
erstatten . Mit der Bezirkstagung ist eine Ausstellung verbunden ,
in der der Ausbau und die Tätigkeit der Volksbühnen , des
Voltsbühnenverbandes , seiner Wanderbühnen und sonstigen
Einrichtungen durch ein reichhaltiges Material dargestellt wird .

Die Mlürttembergiscde Notenbank
und der Fall Toeppritz

Starke Verluste infoZge Kreditgewährung
Wie gemeldet , hat die Stuttgarter Staatsanwaltschaft gegen

die Leiter der Firma Gebrüder Zoeppritz in Mergelstetten ,
deren Zahlungseinstellung in den letzten Tagen immer weitere
Kreise zog, wegen des Verdachts des Betruges und des ein -
fachen Bankrotts einen richterlichen Haftbefehl erlassen .
Dr. Zoeppritz gehörte dem Aufsichtsrat der Württembergischen
Notenbank an . Er hat noch in der allerletzten Zeit ohne be-
sondere Sicherheit große Kredite erhalten . Der Vorsitzende
des Aufsichtsrats der Notenbank ist der württembergische
Finanzminister Or. Dehliuger . Außerdem gehören dem Auf -
sichtsrat noch zwei Vertreter des Finanzministeriums sowie
je ein Vertreter der württembergischen Girozentrale , der
Deutschen Bank und anderer wirtschaftlicher Institute und
Korporationen an .

♦
Der Finanzausschuß des Wiirttembergischen Landtags be¬

schäftigte sich mit der Angelegenheit in vertraulicher Sitzung ,über deren Ergebnis u . a . mitgeteilt wird :
„Die Firma Gebrüder Zoeppritz, die bekanntlich im vorigen

Jahr ihr lOOjähriges Jubiläum gefeiert hat , hat bis zuletztin der Bankwelt und bei ihren Warenlieferanten und - abneh-
mern in weitestem Ausmaß Vertrauen genossen . Daher er -
klärt sich auch die Höhe der neueftens festgestellten , der Firma
insgesamt gewährten Kredite . Ein großer Teil dieser Kredite
ist ohne Deckung gewahrt worden , und es werden daraus den
Geldgebern starke Verluste erwachsen . Die Notenbank hat weit -
gehende Sicherheit für ihre Forderungen in der Hand , und es
ist deshalb in der Sitzung erneut festgestellt worden , daß die
Verluste , die für sie aus der Kredilgabe an die Firma Zoep -
pritz im ganzen in Betracht kommen können , allein durch ihre
hohen stillen Reserven , die ja für solche Fälle geschaffen sind,
mehr als ausreichend gedeckt sein werden . Die Pfänder der
Notenbank bestehen in lauter erststelligen Grundschuldsicher -
heiten . darunter solchen in Höhe von 2y, Mill . Reichsmark
auf das gesamte Fabrikanwesen samt Werkswohnhäusern , in
Warenübereignungen von sehr hohem Betrag und in Wert -
papieren .

Wesentliche Teile des Kredits sind von der Bank erst in den
letzten Wochen vor der Zahlungseinstellung gegen entsprechende
Verstärkung der Pfänder zu dem Zweck gegeben worden , um
der im wurttembergischen Wirtschaftsleben eine bedeutende
Rolle spielenden Firma über Schwierigkeiten hinwegzuhelfen ,die damals noch als vorübergehend angesehen wurden . Die
Kreditgewährung der Notenbant an die Firma Zoeppritz wird
keinesfalls die Folge haben , daß irgend ein sonst bereits ge-
gebener Kredit gekündigt oder eingeschränkt werden muß . "

Stuventenkrawalle in Berlin
Auf der Berliner Universität kam es am Dienstag zwischenStudenten verschiedener politischer Richtungen zu einer Schlä¬

gerei, wobei die Polizei Smschreiten mußte . Jüdische und so-
zialistische Studenten sollen , wie die „Boss. Ztg . " meldet , miß -
handelt und aus den Erdgeschoßfenstern hinausgeworfen wor -
den fein . An den Ausschreitungen hätten auch nichtimma -
tritulierte Nationalsozialisten teilgenommen , über den Anlaß
zu den Ausschreitungen wird gemeldet , daß die Allgemeine
Deutsche Studentenschaft in der Universität als Einladungen
zu ihrem bevorstehenden Ball Plakate angebracht hatte , welche
der neue Rektor , Gerhard Schmidt , entfernen ließ .

Der Bauernprozetz in Neumünster
In Reumünster (Schleswig -Holstein ) hatten sich am 1 . August

1600 Anhänger der Landvoltbewegung eingefunden , um ihren
Führer Hankens vom Gefängnis abzuholen . Sie führten eine
große Fahne mit aufgemaltem Pflug und Schwert , die an
einer Senfe befestigt war , mit sich, welche die Polizei befchlag-
nahmen wollte . Dabei kam es zu Zusammenstößen . Das Neu -
münstener Schöffengericht sprach gegen drei Führer kleine
Gefängnisstrafen aus und billigte ihnen Bewährungsfrist zu .
Es werden jedoch die Staatsanwaltschaft und der Nebenkläger ,
der Polizeiverwalter von Neumünster , Bürgermeister Linde -
mann , gegen das Urteil Berufung einlegen .

Die Untersuchung der Sktarekaffäre
Das Ergebnis der neuen Ermittlungen in der Sklarek - An -

gelegenheit läßt es wahrscheinlich erscheinen , daß Stadtrat GL-
bel durch den zusammen mit ihm verhafteten Stadtrat Degner
zu der Verlängerung des Sklarekfchen Monopolvertrages bis
1935 angestiftet worden ist . Stadtrat Degner scheint zuerst
den Sklarekfchen Beeinflussungen erlegen zu sein , und dann

'eits seinen Parteigenossen Gäbel für die von der K . V.
gewünschte Vertragsverlängerung gewonnen zu haben .

Die Ermittlungen des Disziplinaruntersuchungskommissars ,
Oberregierungsrat Tapolski , in dem Disziplinarverfahren ge-
gen den Stadtrat Sakolofski » den Oberrechnungsrevisor in der
Hauptprüfungsstelle des Magistrats , haben jetzt dazu geführt ,
daß durch den Oberpräsidente -n die Amtssuspension dieses Ma -
gistratsbeamten verfügt worden ist. Sakolofski wird zum Vor -
Wurf gemacht, daß er bei Prüfung der Belege zugunsten der
Sklarek sein Amt nachlässig ausgeübt haben soll, und zwar
nicht ohne entsprechende Vergünstigungen .

Die neue Terrorwelle in Rußland . In Rußland wurden
nach einer Statistik der „ Sowjetska Sibir " am 25. Oktober
18 Bauern und am 26. Oktober K3 Bauern hingerichtet . Das
sind in zwei Tagen 76 Personen . Die Hinrichtungen erfolg -
ten ohne gerichtliches Urteil auf Beschluß der politischen Po -
lizei wegen Aufhetzung , Brandstiftung , Störung von Versamm -
lungen und anderen von der GPU . erfundenen Delikten . In
der Zwischenzeit hat das Schreckensregiment weitergewütet .

Sturmverheerungen im französischen Küstengebiet
WTB . Paris , 13 . Nov . (Tel . ) Der Sturm , der in der Nacht

auf Dienstag im Ärmelkanal herrschte , hat an der französischen
Küste beträchtliche Verheerungen angerichtet und sich sogar bis
in die Umgegend von Paris ausgewirkt . In Lille stürzte die
Mauer eines Neubaues ein und begrub unter sich «in junge ?
Mädchen , das seinen Verletzungen erlegen ist. Zahlreiche Dächer
wurden abgedeckt und viele Bäume entwurzelt . In der Ge -
gend von Brest war das Meer in furchtbarem Aufruhr ; fämt -
liche auf der Reede liegenden Schiffe mutzten doppelte Anker
werfen . Das französische Ärmelkanalgeschwader mußte in
einem Hafen Zuflucht vor dem Unwetter suchen . Zahlreiche
Fischerboote werden als vermißt gemeldet .

Die Verhandlung gegen Graf Christian zu Stolberg - Wer -
«igerode wegen Tötung seines Vaters ist nach einer Meldung
des „B . T ." auf den 6 . Dezember anberaumt worden . Sie wird
sich voraussichtlich auf drei Tage erstrecken .

In Bukarest wurden zwei höhere rumänische Offiziere we-
gen Bestechung verhaftet .

'

Die Reform de» « rantenverstcheruug
Im Reichsarbeitsministerium fand , wie gemeldet , eine Kon .

ferenz über den neuen Referentenentwurf zur Krankenversiche.
rung statt . Ter Reserentenentwurf sieht eine Erhöhung der
Pflichtversicherungsgrenze von 3600 auf etwa 4000 Ml vorDie geplante matzige Erhöhung bewegt sich also tatsächlich im
Rahmen der Geldentwertung . Die Freien Gewerkschaften ver .
.langten Festsetzung einer Jahresverdienstgrenze von 8400 XH.
Für die Arbeitgeber sprach Präsident Brauweiler . Er bekannte
stch zum berufsständischen Gedanken in der Krankenversiche -
rung .

Gegen die im Entwurf vorgeschlagene Erhöhung der Ver -
sicherungspflichtgrenze wurden im übrigen von keiner Seite
Einwendungen erhoben . Das Bestreben , in der Krankenver .
sicherung mehr als bisher die Familie zu schützen idurch Aus -
maß des Kranken - und Hausgeldes , durch Familienkranken -
pflege (als Pflichtleistung ) , fand die Billigung der Verfamm »
lung . Auch den Vorschlägen für eine wirtschaftliche Verwen -
dung der Versicherungsmittel und Umstellung der Leistungen
gemäß den sozialen Bedürfnissen wurde im allgemeinen zu -
gestimmt . Lebhaft erörtert wurde auch der Aufbau der Kran ,
kenverficherung . In einem Referentenentwurf hatt das Reichs ,
arbeitsministerium neuartige Einrichtungen für Gemeinschafts ,
arbeit der Krankenkassen angeregt . Hierzu wurden zahlreich »
Abänderungsvorschläge gemacht .

Das Reichsarbeitsministerium wird beschleunigt den Gesetz»
entwurf aufstellen .

Zusammenarbeit zweier Hansestädte
Die beiden ehemaligen Hansestädte Hamburg und Lübeck,

die räumlich ziemlich weit auseinander liegen und durch große
Strecken preußischen Gebietes getrennt sind , haben trotzdem
beschlossen, sich verwaltungstechnisch sehr eng zusammen »
zuschließen , « ie haben deshalb miteinander Verträge ge-
schlössen, auf Grund deren die Annäherung , bei der aller -
dings die Beibehaltung der Eigenart beider Städte gesichert
ist, in mancher Hinsicht einer Vereinigung beinahe gleich-
kommt . Der Zusammenschluß läuft natürli ^ im Grunde ge-
nomine » darauf hinaus , daß das kleinere Lübeck sich an das
große Hamburg anlehnt . Auf der anderen Seite aber kommt
das wirtschaftlich und finanziell stärkere Hamburg der fchw .

'i -
cheren Schwesterstadt Lübeck in mannigfacher Hinsicht zu Hilfe .
Es hat sich z . B . schon vor längerer Zeit , übrigens zusammen
mit dem Reich , an der Finanzierung des Lübecker Land - und
Wasserflugplatzes beteiligt , es hat einen Teil seiner Irren -
anstalten und Gefängnisse nach Lübeck verlegt . Ein Teil der
Arbeiter und Angestellten des im schnellen Wachstum befind -
lichen Hamburger Hafens soll nach Möglichkeit in Lübeck an -
gesiedelt werden . Um diese Ansiedlung zu erleichtern , sind
zwischen Lübeck und Hamburg sogenannte Lübeck- Hamburg -
Züge eingelegt worden , die die 60-Kilometer -Entfernung zwi -
schen beiden Städten in einer Fahrzeit von % Stunden zurück¬
legen .

Der Verkehr zu Wasser und zu Lande wird sich allerdings
unvermeidlich immer mehr nach dem Hamburger Welthafen
hinziehen . Dafür wird Lübeck versuchen , ein Ausflugs - uNd
Erholungsort für die Hamburger Bevölkerung zu werden . Das
Ende dieser Entwicklung wird zweifellos einmal die Anglie -
derung Lübecks an den Hamburger Stadtstaat sein , wobei
dann allerdings das dazwischen liegende preußische Gebiet
gleichfalls werde eingemeindet werden müssen .

Kurze ikackricdten
Der Ältestenrat des Rcichsratrs ist zum 18 . November ein .

berufen worden , um über den Geschäftsplan des Reichstage ?
Beschluß zu fassen .

Frau Zubkoff +. Frau Zubkoff ist heute , Mittwoch , früh
l 'A Uhr im Bonner Franziskus- Hospital ihrer Krankheit er-
legen .

Kundgebungen in Wien . Die anläßlich des Staatsfeiertages
am Dienstag in Wien von der Sozialdemokratischen Partei
veranstalteten Kundgebung ist in voller Ruhe verlaufen .

Geldunterstützung der „Human » « " durch deutsche Kommuni »
sten. Der kommunistischen Pariser „Humanite " sind nach ihrer
eigenen Angabe aus Berliner kommunistischen Kreisen 30 000
Franken zur Unterstützung des Blattes zugegangen .

Die belgisch- italienische Hochzeit. Die Hochzeit der Prin »
zessin Marie Jose mit dem italienischen Kronprinzen ist auf
den 8. Januar nächsten Jahres festgesetzt worden .

Die Gerüchte von einem Attentat auf Mussolini wurden von
„Giornale d 'Jtalia " dementiert .

Sir Ovey britischer Botschafter in Moskau . Sir Ronald
Lindsay ist zum britischen Botschafter in Wafhington , <Sir
E Ovey zum Botschafter in Moskau , und Sir Robert Van »
sittart zum ständigen Unterstaatssekretär im Auswärtigen
Amt ernannt worden .

Neue GrubenSnlagen im Donezbecken. Im russischen Donez »
becken ist jetzt die Anlage der zweiten Serie von Kohlengruben
in Angriff genommen worden . Die Bauten werden nach Pro »
jekten amerikanischer und deutscher Firmen ausgeführt . Di »
neuen Gruben werden eins Gesamtleistung von 12 Millionen
Tonnen erreichen .

Amanullah bleibt in Rom . Der ehemalige König von
Afghanistan , Amanullah , der bisher in der afghanischen Ge -
sandtschast in Rom gewohnt hatte , hat dieser Tage eine Villa
zu dem Preis von 2 % Mill . Lire erworben . Er wird mit
seiner Familie dort Wohnsitz nehmen .

Der Redakteur Max Geisenheyner aus Frankfurt a . M .
hielt Dienstag abend im Deutschen Hilfsverein in Paris vor
zahlreichem Publikum einen Vortrag über seine Weltreise mit
dem Luftschiff „Graf Zeppelin "

. Dem Vortrag wohnten ruße »
Botschafter » . Hösch Vertreter des französischen Luftfahrst
Ministeriums und der in Paris weilende Professor Einstein bei.

Gememderundscdan
« ürgermeisterwahlen . In Urach (Amt Neustadt i . üschw.)

wurde der bisherige Bürgermeister Johann Kleiser vom alten
Vogtshof mit 193 von 204 abgegebenen Stimmen (Stimm -
beteiligung 94 Proz . ) wiedergewählt . — In Owingen (Amt
Konstanz ) wurde der Landwirt Karl Maier mit 166 Stimmen
gewählt , während sein Gegenkandidat Adolf Endres 156 Stim »
men auf sich vereinigte .

Straßen - und Brückenbauarbeitrn in St . Blasien . Die Ar»
Heidelberg gehören die Amtsbezirke Heidelberg , WieSloch , Sinz »
heim , der Bezirk Eberbach und einig « Bezirke im Neckarzipfel ,
wie Neckarsteinach , Neckarhausen , Zieaelhaufen .

Der Gemeindevorgnschlag von Ichenheim für 1929 wurde
vom Bürgerausschuß abgelehnt , und zwar wegen einer ge»

planten einmaligen Umlage von zirka 5000 Jtftt, die zur Be¬
streitung der Kreissteuer erhoben werden sollte .

Ohne Arbeitslosigkeit » nd Wohnungsnot . Die Stadt Sing ««
a . H . dürfte eine der wenigen deutschen Städte sein , in d«
tS weder Arbeitslosigkeit noch Wohnungsnot gibt.

II
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